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Kleine Anfrage 1304 
 
des Abgeordneten Dr. Joachim Paul   PIRATEN 
 
 
Studentische Verbindungen in NRW 
 
 
Im Vorfeld des Burschentags der Deutschen Burschenschaften (DB) haben erneut Mitglieds-
vereinigungen mit rassistischem und nationalistischem Gedankengut auf sich aufmerksam 
gemacht.  
 
So wird der Pressesprecher der Deutschen Burschenschaft mit den Sätzen „Wir sind leider 
nicht so rassistisch ausgerichtet wie zum Beispiel jüdische Organisationen“ zitiert. Auch auf 
Nachfrage von Journalisten zeigte er sich antisemitisch und rassistisch, denn „er habe ledig-
lich ausdrücken wollen, wie "liberal" die Aufnahmekriterien seines Verbandes seien.“ Als Ge-
genbeispiel seien ihm rein zufällig "jüdische Sportvereine" in den Sinn gekommen. Aufsehen 
erregte ein Antrag, der einen sog. „Ariernachweis“ forderte, der Grundvoraussetzung für eine 
Mitgliedschaft sei. Auch in NRW gibt es studentische Verbindungen, die als Mitglieder im DB 
organisiert sind. 
 
Vor diesem Hintergrund frage ich die Landesregierung: 
 
1. Gibt es konkrete Hinweise auf rassistische und nationalistische Tendenzen innerhalb der 

NRW-Burschenschaften? 
 
2. Welche studentischen Verbindungen in NRW  genießen nach § 52 Abgabenordnung 

den Status einer gemeinnützigen Körperschaft? (bitte nach Hochschulen) 
 
3. Welche konkreten Maßnahmen wird die Landesregierung ergreifen, um gegen die natio-

nalistische Hetze vorzugehen? 
 
4. Gibt es konkrete Hinweise, dass studentische Verbindungen Kontakte zu rechtsradika-

len und nationalistischen Organisationen pflegen? 
 
5. Wie bewertet die Landesregierung aufgrund solcher Aussagen, wie die des Pressespre-

chers der Deutschen Burschenschaften, die Frage eines Verbots von rechtsradikalen 
Burschenschaften? 

 
 
Dr. Joachim Paul 


